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Länderanhörung zum Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Natürlichen 
Infrastruktur 

 

1. Allgemeine Anmerkungen: 

Nach eingehender Prüfung erkennen wir an, dass der vorgelegte Gesetzentwurf 
einzelne positive Ansätze und durchaus vorteilhafte Aspekte enthält. Diese 
Regelungen werden grds. begrüßt; darin wird z.B. der multifunktionale Ansatz bei 
Kompensationsflächen geregelt. Da dies in der Praxis schon Anwendung findet, 
bleibt die praktische Bedeutung dieser Regelungen abzuwarten. Diese positiven 
Regelungen werden jedoch insgesamt von wesentlichen Defiziten überlagert. 

Der Gesetzentwurf erfüllt die an ihn gestellten Erwartungen in zentralen Punkten 
nicht. Wichtige Themen und Fragestellungen werden nicht oder nicht in 
ausreichendem Maße berücksichtigt, siehe dazu unten. Darüber hinaus enthält der 
Gesetzentwurf Regelungsvorschläge, die aus unserer Sicht nachteilig zu bewerten 
sind und einer Umsetzung entgegenstehen. 

Vor diesem Hintergrund sehen wir derzeit keine Grundlage, dass der 
Gesetzentwurf in der vorliegenden Fassung seine Ziele erreichen kann. Er 
muss grundlegend überarbeitet werden. 

Darüber hinaus begegnet das gesamte Verfahren Bedenken: Eine Frist von drei 
Arbeitstagen ist nicht ausreichend, um einen Gesetzentwurf von dem Umfang mit mit 
Bezügen in verschiedene andere Fachbereiche umfassend zu prüfen und zu 
bewerten. Eine Beteiligung der nachgeordneten Vollzugs- und Fachbehörden nicht 
möglich – wertvolle Hinweise zum Vollzug von Regelungen können so nicht in das 
Verfahren eingebracht werden. Dies ist umso bedauerlicher, als der Wegfall der 
vollzugsrelevanten Aspekte geeignet ist, die Erreichung der (Bundes-)Ziele zu 
konterkarieren. Darüber hinaus widerspricht das Verfahren auch dem 
Koalitionsvertrag der Bundesregierung, wonach bereits in der Frühphase von 
Gesetzgebungsverfahren Praxischecks durchgeführt und Betroffene sowie 
Vollzugsexperten und -expertinnen aus Bund, Ländern und Kommunen mit 
angemessenen Fristen (in der Regel vier Wochen) beteiligt werden sollen (Zeile 
1869ff). Schließlich ist auch anzumerken, dass es zumindest befremdlich ist, wenn 
mit einem Gesetzentwurf die Änderungen von Regelungen vorgeschlagen wird, die 
vom Gesetzgeber noch gar nicht beschlossen worden sind, z.B. Verhältnis 
Infrastrukturzukunftsgesetz und eben dieses. 

 

2. Anmerkungen zu § 1 BNatSchG-E: 

Das mit Nr. 2 GE vorgesehene Einfügen eines neuen Abs. 1a in der vorliegenden 
Form wird abgelehnt. 
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So ist nicht nachzuvollziehen, warum Natura2000-Gebiete, Arthabitate von 
gefährdeten Arten oder die natürliche Infrastruktur nicht auch im überragenden 
öffentlichen Interesse liegen sollten. Es ist weiter nicht nachzuvollziehen, 
warum nur der Schutz von natürlichen und nicht entwässerten Mooren im 
überragenden öffentlichen Interesse liegen soll. Dies kann zwar zum Erhalt 
noch bestehender, natürlicher Moore beitragen, ignoriert aber die immense 
Bedeutung der Vernässung entwässerter Moorböden für die Ziele des Natur-, 
Gewässer-, Boden- und Klimaschutzes. Maßnahmen, die zur Wiederherstellung 
moortypischer Wasserstände beitragen, sollten daher ebenfalls im 
überragenden öffentlichen Interesse liegen. Schließlich ist nicht erkennbar, 
warum die Wiedervernässung von Mooren nur dann im überragenden 
öffentlichen Interesse stehen soll, wenn sie durch das Aktionsprogramm 
natürlicher Klimaschutz gefördert wird. Für die Ziele des Natur-, Boden-, 
Gewässer- und Klimaschutzes kommt es nicht darauf an, mit welchen 
finanziellen Mitteln die Wiedervernässung erreicht wird, es kommt darauf an, 
dass sie erreicht wird. Zudem sind die Mittel des ANK derzeit nicht ausreichend, 
um die erforderlichen Maßnahmen zur Erreichung der gesetzten Ziele zu u.a. 
Klimaschutz und zur Wiederherstellung der Natur zu finanzieren. Kritisch ist 
weiter Satz 2 zu sehen:Satz 2 führt im Ergebnis zu einer deutlichen 
Schwächung der im ersten Satz genannten Schutzgüter im Vergleich zum 
aktuellen Recht. Denn während zum Schutz von Nationalparken, 
Naturschutzgebieten usw. aktuell wenigstens mit dem Staatsziel des Art. 20a 
GG argumentiert werden kann, stellt Satz 2 sicher, dass zukünftig die Belange 
der genannten Schutzgüter per Gesetz zurückweichen gegenüber den anderen 
Belangen, die schon vorher ins überragende öffentliche Interesse gestellt wurde 
– dies betrifft u.a. die Verkehrsinfrastruktur, die erneuerbaren Energien, den 
Wohnungsbau und die Telekommunikation sowie die sonst in S. 2 genannten 
Gesetze. Es bleibt offen, ob es überhaupt noch Verfahren gibt, in denen das 
überragende öffentliche Interesse der Naturschutzflächen zum Tragen kommt. 
Abgesehen von diesen Erwägungen würde die vorgeschlagene Regelung dazu 
führen, dass es künftig zwei Arten von überragendem öffentlichen Interesse 
gibt, was Abwägung und Verfahren nicht unbedingt erleichtern würde.  

Die mit Nr. 2c vorgesehene Ersetzung der Nr. 4 wird teilweise begrüßt, da nicht klar 
ist, in welchem systematischen Zusammenhang der Verweis auf die 
Verkehrsfunktion der Bundeswasserstraßen erfolgt und was er an dieser Stelle 
bewirken soll.  

 

3. Anmerkungen zu § 9 BNatSchG-E: 

Die mit Nr. 4 vorgesehene Ergänzung von § 9 Abs. 3 S. 1 Nr. 4c um 
Wiederherstellung der Natur und natürlichen Klimaschutz wird begrüßt. Es wird 
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angeregt, hier auch den Schutz und Ausbau der natürlichen Infrastruktur nach § 20a, 
den Biotopverbund und das Netz Natura2000 zu ergänzen.  

 

4. Anmerkungen zu § 14 BNatSchG-E: 

Die mit Nr. 5a vorgesehen Klarstellung, dass Anlage, Nutzung und Beseitigung von 
Agroforstanlagen auf Ackerland außerhalb von Schutzgebieten kein Eingriffe sind, 
wird begrüßt. 

Die mit Nr. 5b vorgesehene Klarstellung, dass regelmäßige 
Unterhaltungsmaßnahmen an Verkehrswegen und dazugehörigen Betriebsanlagen 
kein Eingriff sind, wird begrüßt. Es wird angeregt, hier die Deiche zu ergänzen, um 
klarzustellen, dass regelmäßige Unterhaltungsmaßnahmen an Deichen ebenfalls 
keine Eingriffe sind.  

 

5. Anmerkungen zu § 15 BNatSchG-E: 

Zu der mit Nr. 6f vorgesehenen Regelung ist anzumerken, dass mit dem Begriff der 
Zumutbarkeit hier ein weiterer unbestimmter Rechtsbegriff eingeführt wird, was im 
Hinblick auf schlanke Verfahren kritisch gesehen wird. 

Bei der mit Nr. 6h vorgesehenen VO-Ermächtigung wird nicht klar, ob unter die in § 
15 Abs. 8a (neu) aufgezählten durch Rechtsverordnung zu privilegierenden 
Maßnahmen auch solche des Energienetzausbaus als Teil des Klimaschutzes fallen 
werden. Es sollte auch klargestellt werden, dass zu den "näher zu bestimmenden 
Maßnahmen" auch der Ausbau von Anlagen zur Nutzung Erneuerbaren Energien 
zählt (Solar- und Windenergieanlagen / zugehörige Speicher / Netzanbindung). 

Darüber hinaus ist auf folgende redaktionelle Aspekte hinzuweisen: 

• In Nr. 6d ist zu ergänzen, dass der bisherige Satz 3 neuer Satz 4 wird. 

• In Nr. 6g sind die Folgeänderungen aus der Einfügung von Sätzen 
umzusetzen (und damit einhergehend die Nummerierung zu überprüfen). 

 

6. Anmerkungen zu § 16a BNatSchG-E: 

Die Regelung wird abgelehnt. Es handelt sich offensichtlich um einen Vorgriff auf 
bzw. Platzhalter für Regelungen, die auf Europäischer Ebene erlassen werden 
sollen. Es fehlen Definition und Regelungen für das Verfahren, bislang ist völlig 
unklar, wie die Gutschriften funktionieren könnten.  

 

7. Anmerkungen zu § 20a BNatSchG-E: 
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Der Ansatz, die natürliche Infrastruktur zu definieren, wird grundsätzlich begrüßt. Die 
vorgeschlagene Regelung kann jedoch nur ein erster Schritt sein. Nach dem 
einzufügenden § 20a soll die natürliche Infrastruktur aus verschiedenen Gebieten 
bestehen. Abs. 1 legt fest, dass sie zu schützen ist, Abs. 3 regelt, dass sie zur 
künftigen Kompensation von Eingriffen besonders geeignet ist. Um dieses Ziel zu 
erreichen, müsste sie auch Flächen enthalten, die die Voraussetzungen des Abs. 2 
noch nicht erfüllen und im Sinne von Kompensationsmaßnahmen aufgewertet 
werden können. Unklar ist auch, wie die natürliche Infrastruktur zu schützen ist. Um 
einen effektiven Schutz und die Eignung für künftige Kompensationsmaßnahmen zu 
gewährleisten, wäre eine breitere Definition erforderlich, die Festlegung von 
Flächenzielen, verbunden mit klaren Fristen sowie die Festlegung von 
Schutzinstrumenten. 

Sollte der mit dem GE vorgesehene § 1 Abs. 1a beibehalten werden, wird angeregt, 
auch den Schutz der natürlichen Infrastruktur in das überragende öffentliche 
Interesse zu stellen.  

 

8. Anmerkungen zu § 21 BNatSchG-E: 

Es wird begrüßt, dass zukünftig  länderübergreifende Lebensraumachsen, 
Engstellen und zerschnittene Landschaftsräume besonders berücksichtigt werden. 
Es ist jedoch nicht nachzuvollziehen, warum das Ziel, das Natura2000-Netz zu 
verbessern, gestrichen werden soll. Diese Regelung wird abgelehnt. 

 

9. Anmerkungen zu § 54 BNatSchG-E: 

Es ist darauf hinzuweisen, dass derartige Leitfäden als anerkannte 
Fachkonventionen mittelbare Ausstrahlungswirkung auch auf nicht ausdrücklich 
genannte Infrastrukturen wie z. B. Leitungsvorhaben nach EnWG (380 kV, 110 kV, 
Gas- und Wasserstoffleitungen), haben werden. Gleichzeitig werden die Leitfäden zu 
typischen Fragestellungen der Leitungsinfrastruktur aber keine Aussagen enthalten, 
weil sie hierauf nicht gemünzt sein sollen.  

 

10. Anmerkungen zu § 67 BNatSchG-E: 

Die Regelung wird abgelehnt.Sie ist unnötig. Tierschutz ist bereits jetzt ein Staatsziel 
(Art. 20a GG). Die beispielhafte Aufzählung einzelner Belange erleichtert die 
Abwägung nicht, wenn sie – so wie jetzt – inflationär geschieht.   

 

11. Anmerkungen zu § 74 BNatSchG-E: 
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In § 74 Abs. 7 (erste vorgeschlagene Version) fehlt eine eindeutige Zeitangabe bis 
wann der Zulassungsantrag gestellt sein soll bzw. das Vorhaben zugelassen sein soll 
(Tag vor dem Inkrafttreten des NatInfG). 

Beide vorgeschlagene Übergangsvorschriften erscheinen sehr schwer handhabbar. 
Dabei dürfte die erste Version von § 74 Abs. 7 in der langfristigen Anwendung noch 
schwieriger sein, als die Version in eckigen Klammern. Es ist zu bedenken, dass sie 
auch in mehreren Jahren noch auf die Unterhaltung von bereits zugelassenen 
Maßnahmen anzuwenden sein soll. Dabei dürfte es in den ausführenden Behörden 
nach eventuellen zwischenzeitlichen weiteren Änderungen im BNatSchG aber 
extrem herausfordernd sein, belastbar herauszufinden welche genauen Regelungen 
durch das NatInfG eingeführt wurden. In der Version von § 74 Abs. 7 in eckigen 
Klammern fällt insbesondere die Unbestimmtheit der planerischen Vorbereitung in 
Abs. 7 Nr. 2 auf. 

Sofern eine Einführung der bisher in eckigen Klammern enthaltenen Regelung § 74 
Abs. 9 beabsichtigt ist, ist es unverständlich, warum das BMWE in die Evaluierung 
nicht zumindest einbezogen werden soll, da sich zahlreiche der Regelungen auch 
auf die Infrastrukurvorhaben des EnWG auswirken werden. 

 
 

12. Weitere Vorschläge 

Um dem anhaltenden Biodiversitätsverlust zu begegnen, der zusammen mit 
Umweltverschmutzung und mit dem fortschreitenden Klimawandel (allein die letzte 
Hitzewelle Ende Juni 2026 führte nach offiziellen Statistiken zu 5.500 mehr 
Todesfällen1) zu den existentiellen Herausforderungen gehört, regen wir an, folgende 
Punkte in den GE aufzunehmen: 

a) 1. Herunterbrechen der W-VO-Ziele auf die Länder  

Die EU-Verordnung zur Wiederherstellung der Natur ist seit August 2026 in 
Kraft. Als Verordnung gilt sie direkt, d.h. ein nationales Umsetzungsgesetz ist 
nicht erforderlich. Gleichwohl würde die Regelung einiger Zuständigkeiten und 
Verfahrensfragen die Umsetzung erheblich vereinfachen. Eines der 
Hauptthemen, das bislang nicht adressiert ist, ist die Verteilung der Pflichten 
und Aufgaben nach der W-VO auf die Länder. Die W-VO sieht in Art. 4 Abs. 1 
vor, dass die Mitgliedstaaten bis 2030 auf mindestens 30 % der Gesamtfläche 
aller in Anhang I aufgeführten Lebensraumtypen, die sich nicht in gutem 
Zustand befinden, Wiederherstellungsmaßnahmen ergreifen. Um die 
Planungen und Umsetzungen durch die Länder zu vereinfachen, ist ein 
Rahmen zu setzen, aus dem die Länder ersehen können, in welchem Umfang 

 

1Hitze in Deutschland: Offizielle Statistik weist mehr als 5500 zusätzliche Todesfälle für Ende Juni aus - DER 
SPIEGEL  

https://www.spiegel.de/wissenschaft/hitze-in-deutschland-offizielle-statistik-weist-mehr-als-5500-zusaetzliche-todesfaelle-fuer-ende-juni-aus-a-36bbf399-4506-4f19-8dda-ea10f0de8da1
https://www.spiegel.de/wissenschaft/hitze-in-deutschland-offizielle-statistik-weist-mehr-als-5500-zusaetzliche-todesfaelle-fuer-ende-juni-aus-a-36bbf399-4506-4f19-8dda-ea10f0de8da1
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sie zu Maßnahmen verpflichtet sind. Dazu ist  die Verpflichtung aus der W-VO 
auf die Länder herunterbrechen, so dass z.B. jedes Land bis 2030 auf 30 % 
seiner LRT-Flächen, die in schlechtem Zustand sind, Maßnahmen ergreifen 
muss. Das würde die Frage nach Arthabitaten, Mooren etc. weiter offen 
lassen, aber immerhin einen ersten Schritt zur Konkretisierung bedeuten.  

b) 2. Erweiterung der Generalklausel des § 3 Abs. 2  

§ 3 Abs. 2 BNatSchG enthält die Generalklausel für behördliches Handeln. Sie 
bezieht sich auf dieses Gesetz (BNatSchG) bzw. auf die aufgrund dieses 
Gesetzes erlassenen Verordnungen. Hier sollte das europäische Recht 
ergänzt werden, um Maßnahmen anordnen zu können, die zur Bekämpfung 
von invasiven Arten nach der IAS-VO (VO (EU) Nr. 1143/2014) erforderlich 
sind 

c) Schaffung eines „artenschutzrechtlichen Ökokontos“ 

Es gibt einzelne gefährdete Arten, deren Erhaltungszustand der Population so 
schlecht ist, dass eine Ausnahme derzeit nach § 45 Abs. 7 BNatSchG nicht in 
Betracht kommt. D.h. die Erteilung von Ausnahmen ist – auch bei Vorhaben 
von gesamtgesellschaftlicher Bedeutung – kaum möglich. Ziel der nun 
vorgeschlagene Regelung ist es, Flächen (im Vorfeld) so aufzuwerten, dass 
sich die Arten dort etablieren. Ein prozentualer Anteil der sich dann neu 
ansiedelnden Individuen stünde dann als „Ausgleich“ für eine 
artenschutzrechtliche Ausnahme an anderer Stelle zur Verfügung. (Die 
Begrenzung auf einen prozentualer Anteil ist erforderlich, weil die Art in einem 
sehr schlechten Erhaltungszustand ist und es (z.B. bei bestimmten 
Vogelarten) Pflicht des Mitgliedsstaates ist, den Erhaltungszustand zu 
verbessern; dafür ist ein positives Delta erforderlich.)  

Denkbar wäre eine Regelung etwa dahingehend: „Maßnahmen zur Sicherung 
der ökologischen Funktion von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten (§ 44 Abs. 5 
S. 3 BNatSchG) sowie Maßnahmen zur Wahrung des günstigen 
Erhaltungszustandes (§ 45 Abs. 7 BNatSchG) können vor Durchführung eines 
konkreten Vorhabens umgesetzt und in einem Artenschutzkonto bevorratet 
werden. Das Nähere regelt ein Landesgesetz.“ 

d) Korrektur eines redaktionellen Fehlers in Fußnote 1 zu Anlage I zu § 45b 
BNatSchG 

Die in der Fußnote geregelte Höhenstaffelung (30 m in Küstengebieten, 50 m 
im Flachland und 80 m im Hügelland) beruht auf der Annahme, dass bei 
ausreichend hoher Rotorunterkante für bestimmte Arten aufgrund ihres 
typischen Flugverhaltens kein signifikant erhöhtes Kollisionsrisiko mehr 
besteht. Diese Annahme trifft insbesondere auf den Uhu zu, der überwiegend 
in niedrigen Flughöhen jagt und auch im Umfeld seines Brutplatzes den 
Rotorbereich moderner Windenergieanlagen nur selten erreicht. Dagegen 
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nutzt die Rohrweihe den Luftraum im Nahbereich ihres Brutplatzes regelmäßig 
zur Nahrungssuche sowie für Revier- und Balzflüge und erreicht dabei häufig 
Flughöhen im Rotorbereich. Aus ornithologischer Sicht besteht daher gerade 
im Nahbereich ein erhöhtes Kollisionsrisiko, sodass ihre Herausnahme von 
der Höhenregel fachlich nicht nachvollziehbar ist (Kompetenzzentrum 
Naturschutz und Energiewende, FAQ „Kollisionsgefährdung Uhu – Rohrweihe 
– Wiesenweihe“; Fachagentur Wind und Solar, Fachliche Einordnung zu § 45b 
BNatSchG). 

Auch die Systematik des § 45b BNatSchG spricht gegen eine bewusste 
Ausnahme zugunsten der Rohrweihe. Der Nahbereich dient der typisierenden 
Erfassung des Bereichs mit der höchsten Aufenthaltswahrscheinlichkeit 
kollisionsgefährdeter Brutvögel. Eine Ausnahme von diesem Grundsatz ist nur 
dann sachgerecht, wenn bereits aufgrund des artspezifischen Flugverhaltens 
kein relevantes Kollisionsrisiko besteht. Diese Voraussetzung trifft auf den 
Uhu zu, nicht jedoch auf die Rohrweihe. Die derzeitige Formulierung steht 
daher im Widerspruch zum Regelungssystem des § 45b BNatSchG. 

Hinzu kommt, dass sich den Gesetzgebungsmaterialien keinerlei Hinweis 
entnehmen lässt, der auf eine bewusst beabsichtigte Sonderbehandlung der 
Rohrweihe schließen ließe. In der Begründung des Gesetzesentwurfs wird 
zwar ausführlich erläutert, dass die Prüfbereiche auf wissenschaftlichen 
Erkenntnissen zum artspezifischen Kollisionsrisiko beruhen; eine besondere 
Ausnahme für die Rohrweihe wird jedoch weder erwähnt noch fachlich 
begründet (BT-Drs. 20/2354, S. 31 ff.). Wäre eine derart weitreichende 
Abweichung vom gesetzlichen Grundkonzept gewollt gewesen, hätte eine 
entsprechende Begründung nahegelegen. 

Schließlich wird auch in der fachlichen Literatur ausdrücklich darauf 
hingewiesen, dass die Nennung der Rohrweihe in der Fußnote als 
redaktioneller Fehler anzusehen ist und nach Sinn und Zweck der Vorschrift 
der Uhu gemeint gewesen sein dürfte (Kompetenzzentrum Naturschutz und 
Energiewende, a.a.O.; Fachagentur Wind und Solar, a.a.O.). Auch das BfN 
geht nach hiesigem Kenntnisstand von einem redaktionellen Fehler aus. 

Insgesamt sprechen ausreichend Gründe dafür, dass die Erwähnung der 
Rohrweihe am Ende der Fußnote 1 der Anlage 1 zu § 45b BNatSchG auf 
einem Redaktionsversehen beruht und richtigerweise der Uhu hätte genannt 
werden müssen. 

e) Streichen der Frist in § 40c Abs. 1 

Nach § 40c Abs. 1 S. 3 ist unter bestimmten Bedingungen keine 
Genehmigung für Bestände invasiver Arten erforderlich, die vor dem 3.8.2016 
gehalten wurden. Die Regelung sollte für Privatleute und kommerzielle 
Anbieter (u.a. Zoos) sicherstellen, dass sie für Altbestände keine 
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Genehmigung benötigen. Das Datum 3.8.2016 bezieht sich auf das 
Inkrafttreten der IAS-VO. Seitdem wurde die Liste der invasiven Arten 
mehrfach ergänzt. 

§ 40c Abs. 1 S. 3 sollte daher wie folgt geändert werden, indem die Worte 
„dem 3. August 2016“ durch die Worte „der Aufnahme in die Liste invasiver 
Arten“ ersetzt werden.  

f) Stärkung der Gewässerrandstreifen 

In § 38 Abs. 1 WHG könnte für die Gewässerrandstreifen ein Verbot von 
Dünge- und Pestizidmitteln geregelt werden. 

g) Verzicht auf forstrechtliche Kompensation bei Moorwiedervernässung 

In § 11 BWaldG könnte eine Regelung aufgenommen werden, wonach bei 
Waldumwandlungen zum Zwecke der Moorwiedervernässung keine 
(forstrechtliche) Kompensation erforderlich ist. 

h) Gebührenfreiheit für Seegraswiesen 

Wenn der Bund (in Gestalt der Wasserstraßen- und Schifffahrtsverwaltung) für 
die Umsetzung bestimmter Maßnahmen zuständig ist, ist es nicht 
sachgerecht, Dritte, die genau die gleichen Aufgaben umsetzen und so den 
Bund bei der Erfüllung seiner Pflichten unterstützen, mit Kosten oder 
Gebühren zu belegen. Diese Fragen stellen sich aktuell in SH bei der 
Anpflanzung von Seegraswiesen.  

In § 31 WaStrG sollte daher geregelt werden, dass für Maßnahmen und 
Vorhaben, die von Bund oder Ländern gefördert werden oder der Umsetzung 
der MSRL, der WRRL, der W-VO und zur Erreichung der Klimaziele dienen, 
keine Verwaltungskosten oder Benutzungsgebühren bei der 
Inanspruchnahme von Bundeswasserstraßen erhoben werden. 

i) PV-Verbot auf nicht-vernässten Moor- und Retentionsflächen 

Im Hinblick auf die geplante Wiedervernässung von Mooren sollte geprüft 
werden,ob eine Regelung dahingehend zu möglich ist, dass Freiflächen-PV 
auf nicht vernässten Moorböden verboten sind, wenn die Länder die Flächen 
durch Rechtsakt (VO, Allgemeinverfügung) konkretisiert haben. Dazu müsste 
das Verbot an eine Länderöffnungsklausel bzw. Ermächtigung für die (z.B.) 
oberste Naturschutzbehörde der Länder verbunden werden. 
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